
Beklagte: Portugiesische Republik (Prozessbevollmächtigte: L. 
Inez Fernandes und F. Nunes dos Santos) 

Streithelferin zur Unterstützung der Klägerin: Republik Polen (Pro­
zessbevollmächtigter: M. Dowgielewicz) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen Art. 49 
EG — Bausektor — Erfordernis einer Erlaubnis für die Aus­
übung einer Tätigkeit in diesem Sektor 

Tenor 

1. Die Portugiesische Republik hat dadurch, dass sie von in einem 
anderen Mitgliedstaat ansässigen Erbringern von Baudienstleistun­
gen die Erfüllung aller Voraussetzungen verlangt, die nach der 
fraglichen nationalen Regelung und insbesondere dem Decreto 
Lei Nr. 12/2004 vom 9. Januar 2004 für die Erteilung der 
Erlaubnis zur Ausübung einer Tätigkeit im Bausektor in Portugal 
erfüllt sein müssen, und dadurch ausschließt, dass die gleichwerti­
gen Verpflichtungen, denen diese Dienstleister in ihrem Nieder­
lassungsmitgliedstaat unterliegen, sowie die insoweit bereits von 
den Behörden dieses Mitgliedstaats durchgeführten Nachprüfungen 
ordnungsgemäß berücksichtigt werden, gegen ihre Verpflichtungen 
aus Art. 49 EG verstoßen. 

2. Die Portugiesische Republik trägt die Kosten. 

3. Die Republik Polen trägt ihre eigenen Kosten. 

( 1 ) ABl. C 327 vom 20.12.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 9. November 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Obersten 
Gerichtshofs — Österreich) — Mediaprint Zeitungs- und 
Zeitschriftenverlag GmbH & Co. KG/„Österreich“- 

Zeitungsverlag GmbH 

(Rechtssache C-540/08) ( 1 ) 

(Richtlinie 2005/29/EG — Unlautere Geschäftspraktiken — 
Nationale Regelung, mit der Geschäftspraktiken, wonach das 
Angebot von Zugaben an Verbraucher vom Erwerb einer 
Ware oder der Inanspruchnahme einer Dienstleistung 

abhängig gemacht wird, grundsätzlich verboten werden) 

(2011/C 13/04) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Oberster Gerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Mediaprint Zeitungs- und Zeitschriftenverlag GmbH & 
Co. KG 

Beklagte: „Österreich“-Zeitungsverlag GmbH 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Oberster Gerichtshof — Aus­
legung von Art. 3 Abs. 1 sowie Art. 5 Abs. 2 und 5 der 

Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. Mai 2005 über unlautere Geschäftspraktiken 
im binnenmarktinternen Geschäftsverkehr zwischen Unterneh­
men und Verbrauchern und zur Änderung der Richtlinie 
84/450/EWG des Rates, der Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG 
und 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
sowie der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (ABl. L 149, S. 22) — Nationale 
Regelung, die den Herausgebern periodischer Druckwerke das 
Ankündigen, Anbieten oder Gewähren von unentgeltlichen Zu­
gaben zu periodischen Druckschriften sowie das Ankündigen 
von unentgeltlichen Zugaben zu anderen Waren oder Dienst­
leistungen verbietet, ohne dass der irreführende, aggressive oder 
sonst unlautere Charakter der betreffenden Geschäftspraxis ge­
prüft werden müsste — Regelung, die nicht nur dem Verbrau­
cherschutz, sondern auch der Aufrechterhaltung der Medienviel­
falt oder dem Schutz schwächerer Mitbewerber dient — Begriff 
„unlautere Geschäftspraxis“ 

Tenor 

1. Die Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. Mai 2005 über unlautere Geschäftspraktiken von 
Unternehmen gegenüber Verbrauchern im Binnenmarkt und zur 
Änderung der Richtlinie 84/450/EWG des Rates, der Richtlinien 
97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 
2006/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates (Richt­
linie über unlautere Geschäftspraktiken) ist dahin auszulegen, dass 
sie einer nationalen Regelung wie der im Ausgangsverfahren frag­
lichen entgegensteht, die ein allgemeines Zugabenverbot vorsieht 
und nicht nur auf den Schutz der Verbraucher abzielt, sondern 
auch andere Ziele verfolgt. 

2. Die mit dem Kauf einer Zeitung verbundene Möglichkeit der Teil­
nahme an einem Gewinnspiel ist nicht allein deshalb eine unlau­
tere Geschäftspraktik im Sinne von Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 
2005/29, weil diese Teilnahmemöglichkeit zumindest für einen 
Teil der angesprochenen Verbraucher das ausschlaggebende Motiv 
für den Kauf dieser Zeitung bildet. 

( 1 ) ABl. C 69 vom 21.3.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 11. November 
2010 — Europäische Kommission/Portugiesische Republik 

(Rechtssache C-543/08) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Art. 56 EG und 
43 EG — Freier Kapitalverkehr — Vom portugiesischen Staat 
an EDP gehaltene Sonderaktien („golden shares“) — Energias 
de Portugal — Beschränkungen beim Erwerb von Beteiligun­
gen und Eingriff in die Verwaltung einer privatisierten 

Gesellschaft) 

(2011/C 13/05) 

Verfahrenssprache: Portugiesisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: G. 
Braun, P. Guerra e Andrade und M. Teles Romão)
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Beklagte: Portugiesische Republik (Prozessbevollmächtigte: L. 
Inez Fernandes im Beistand von C. Botelho Moniz und P. Gou­
veia e Melo, advogados) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen die 
Art. 43 EG und 56 EG — Sonderaktien („golden shares“) des 
portugiesischen Staates an der Gesellschaft EDP — Energias de 
Portugal 

Tenor 

1. Die Portugiesische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtun­
gen aus Art. 56 EG verstoßen, dass sie an EDP — Energias de 
Portugal Sonderrechte wie die im vorliegenden Fall im Gesetz Nr. 
11/90 vom 5. April 1990 betreffend das Rahmengesetz über 
Privatisierungen (Lei n. o 11/90, Lei Quadro das Privatizações), 
in der gesetzesvertretenden Verordnung Nr. 141/2000 vom 15. 
Juli 2000 zur Genehmigung der vierten Phase des Reprivatisie­
rungsprozesses des Gesellschaftskapitals von EDP — Energias de 
Portugal SA und in der Satzung dieser Gesellschaft zugunsten des 
portugiesischen Staates und anderer öffentlicher Einrichtungen vor­
gesehenen, die in Verbindung mit vom Staat gehaltenen Sonder­
aktien („golden shares“) am Gesellschaftskapital dieses Unterneh­
mens gewährt werden, aufrechterhalten hat. 

2. Die Portugiesische Republik trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 19 vom 24.1.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 11. 
November 2010 — Transportes Evaristo Molina, SA/ 

Europäische Kommission 

(Rechtssache C-36/09 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Kartelle — Spanischer Tankstellenmarkt — 
Langfristige Ausschließlichkeitsvereinbarungen über die Belie­
ferung mit Treibstoff — Entscheidung der Kommission — 
Bestimmten Tankstellen eingeräumtes Rückkaufsrecht — Lie­
ferbedingungen von Repsol — Liste der betroffenen Tankstel­

len — Nichtigkeitsklage — Klagefristen — Beginn) 

(2011/C 13/06) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Transportes Evaristo Molina, SA (Prozess­
bevollmächtigte: A. Hernández Pardo, S. Beltrán Ruiz und L. 
Ruiz Ezquerra, abogados) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission (Prozess­
bevollmächtigter: E. Gippini Fournier) 

Streithelferin zur Unterstützung der anderen Verfahrensbeteiligten: 
Repsol Comercial de Productos Petrolíferos, SA (Prozessbevoll­
mächtigte: F. Lorente Hurtado und P. Vidal Martínez, abogados) 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz (Vierte 
Kammer) vom 14. November 2008, Transportes Evaristo Mo­
lina/Kommission (T-45/08), mit dem das Gericht die Klage auf 
Nichtigerklärung der in einem Verfahren nach Art. 81 EG er­
gangenen Entscheidung 2006/446/EG der Kommission vom 12. 
April 2006 (Sache COMP/B-1/38.348 — Repsol CPP) (Zusam­
menfassung im ABl. L 176, S. 104) abgewiesen hat, die nach 
Art. 9 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. 
Dezember 2002 zur Durchführung der in den Artikeln 81 
(EG) und 82 (EG) niedergelegten Wettbewerbsregeln (ABl. 2003, 
L 1, S. 1) erlassen wurde und mit der die von REPSOL CPP 
gegebenen Verpflichtungszusagen für verbindlich erklärt werden 

Tenor 

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen. 

2. Die Transportes Evaristo Molina, SA trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 82 vom 4.4.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 
9. November 2010 (Vorabentscheidungsersuchen 
des Bundesverwaltungsgerichts — Deutschland) — 

Bundesrepublik Deutschland/B (C-57/09), D (C-101/09) 

(Verbundene Rechtssachen C-57/09 und C-101/09) ( 1 ) 

(Richtlinie 2004/83/EG — Mindestnormen für die Anerken­
nung als Flüchtling oder als Person mit subsidiärem Schutz­
status — Art. 12 — Ausschluss von der Anerkennung als 
Flüchtling — Art. 12 Abs. 2 Buchst. b und c — Begriff 
„schwere nichtpolitische Straftat“ — Begriff „Handlungen, 
die den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen zu­
widerlaufen“ — Zugehörigkeit zu einer Organisation, die an 
terroristischen Handlungen beteiligt ist — Spätere Aufnahme 
dieser Organisation in die Liste von Personen, Vereinigungen 
und Körperschaften im Anhang des Gemeinsamen Stand­
punkts 2001/931/GASP — Individuelle Verantwortung für 
einen Teil der von dieser Organisation begangenen Handlun­
gen — Voraussetzungen — Asylrecht gemäß nationalem 
Verfassungsrecht — Vereinbarkeit mit der Richtlinie 

2004/83/EG) 

(2011/C 13/07) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesverwaltungsgericht 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Bundesrepublik Deutschland 

Beklagte: B (C-57/09), D (C-101/09)
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